
177

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 25 FREITAG, DEN 27. JUNI 2003

Tag I n h a l t Seite

Artikel 1 

Gesetz zur Änderung
des Hamburgischen Schulgesetzes

Das Hamburgische Schulgesetz vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Die Einträge zu §§ 12, 21, 26, 49 und 93 erhalten folgende
Fassung:

„§ 12

Integration von Schülerinnen und Schülern
mit sonderpädagogischem Förderbedarf

und Betreuung kranker Schülerinnen und Schüler

§ 21

Berufsfachschule, Berufsvorbereitungsschule

§ 26

Hansa-Kolleg, Abendgymnasium

§ 49

Erziehungsmaßnahmen und Ordnungsmaßnahmen

§ 93

(aufgehoben)“

1.2 Hinter dem Eintrag zu § 96 wird folgender Eintrag ein-
gefügt:

„§ 96 a 

Absehen von einem Findungsverfahren“.

1.3 Der Eintrag zu § 100 erhält folgende Fassung:

„§ 100

Evaluation“.

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1

Recht auf schulische Bildung

Jeder junge Mensch hat das Recht auf eine seinen Fähig-
keiten und Neigungen entsprechende Bildung und Erzie-
hung und ist gehalten, sich nach seinen Möglichkeiten zu
bilden. Dies gilt ungeachtet seines Geschlechts, seiner
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder poli-
tischen Anschauungen oder einer Behinderung. Das Recht
auf schulische Bildung und Erziehung wird durch ein
Schulwesen gewährleistet, das nach Maßgabe dieses Geset-
zes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus dem Recht auf
schulische Bildung ergeben sich individuelle Ansprüche,
wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sind.“
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Gesetz

zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

Vom 27. Juni 2003

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3

Grundsätze für die Verwirklichung

(1) Das Schulwesen ist so zu gestalten, dass die gemein-
same Erziehung und das gemeinsame Lernen von Kindern
und Jugendlichen in größtmöglichem Ausmaß verwirk-
licht werden können. Diesem Grundsatz entsprechend
sollen Formen äußerer und innerer Differenzierung der
besseren Förderung der einzelnen Schülerin oder des
einzelnen Schülers dienen. 

(2) Staatliche Schulen sind grundsätzlich Koedukations-
schulen. Mädchen und Jungen können in einzelnen
Fächern zeitweise getrennt unterrichtet werden, wenn dies
einer zielgerechten Förderung dient. 

(3) Unterricht und Erziehung sind auf den Ausgleich von
Benachteiligungen und auf die Verwirklichung von
Chancengerechtigkeit auszurichten. Sie sind so zu gestal-
ten, dass Schülerinnen und Schüler in ihren individuellen
Fähigkeiten und Begabungen, Interessen und Neigungen
gestärkt und bis zur vollen Entfaltung ihrer Leistungs-
fähigkeit gefördert und gefordert werden. Kinder und
Jugendliche, deren Erstsprache nicht Deutsch ist, sind
unter Achtung ihrer ethnischen und kulturellen Identität
so zu fördern, dass ihnen eine aktive Teilnahme am Unter-
richtsgeschehen und am Schulleben ermöglicht wird.

(4) Die Schule achtet das verfassungsmäßige Recht der
Erziehungsberechtigten auf die Erziehung ihrer Kinder.
Schule und Eltern arbeiten vertrauensvoll zusammen und
informieren sich wechselseitig über die Entwicklung der
Schülerinnen und Schüler.

(5) Die Schule eröffnet Schülerinnen und Schülern alters-
und entwicklungsgemäß ein größtmögliches Maß an Mit-
gestaltung von Unterricht und Erziehung, um sie zuneh-
mend in die Lage zu versetzen, ihren Bildungsprozess in
eigener Verantwortung zu gestalten.

(6) Die Schulen wirken im Rahmen ihres Bildungs- und
Erziehungsauftrages mit anderen behördlichen Einrich-
tungen zusammen.“ 

4. In § 4 Absatz 2 Satz 2 wird hinter den Wörtern „Sie
beziehen sich auf“ die Textstelle „Schulformen, Bildungs-
gänge,“ eingefügt.

5. In § 8 Absatz 1 werden hinter dem Wort „wird“ die Wörter
„für die einzelnen Schulformen und Bildungsgänge“
eingefügt. 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

6.1 In Absatz 1 erhält die Nummer 3 folgende Fassung: 

„3. wenn sie wissenschaftlichen, methodischen und
didaktischen Anforderungen genügen und keine
geschlechts-, religions- oder rassendiskriminierenden
Aussagen enthalten und“.

6.2 Absatz 2 erhält die folgende Fassung:

„(2) Über die Einführung von Unterrichtsmedien an einer
Schule entscheidet die Lehrerkonferenz unter Berücksich-
tigung der Rechtsverordnung nach § 30 Absatz 2 im Rah-
men der der Schule zur Verfügung stehenden Mittel und
der Beschlüsse der Schulkonferenz zu deren Verteilung.“

7. In § 10 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Absatz 3 Sätze 4 und 5 und Absatz 4 gelten nicht für
Schulversuche, in denen ausschließlich neue Formen der
Schulverfassung und der Schulleitung erprobt werden.“

8. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12

Integration von Schülerinnen und Schülern
mit sonderpädagogischem Förderbedarf

und Betreuung kranker Schülerinnen und Schüler

(1) Durch individuelle Integrationsmaßnahmen, Einrich-
tungen zur Beratung und Unterstützung von Eltern und
Lehrkräften sowie zur Unterstützung und ergänzenden
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf, durch Integrationsklassen
und Sonderschulen werden die organisatorischen und
pädagogischen Rahmenbedingungen für die Förderung
und Erziehung von Schülerinnen und Schülern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf geschaffen. Allgemeine
Schulen, Einrichtungen und Sonderschulen wirken in
enger Zusammenarbeit auf eine Integration von Schülerin-
nen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf
in den Unterricht der allgemeinen Schule hin. Kinder und
Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf
werden in Sonderschulen aufgenommen, wenn sich eine
integrative Förderung nicht realisieren lässt.

(2) Sonderpädagogische Förderung durch Einrichtungen
erfolgt grundsätzlich als individuelle Integrationsmaß-
nahme in der allgemeinen Schule. Sie kann angeordnet
werden, wenn die Schülerinnen und Schüler durch den
Regelunterricht ihrer Stammschule nicht hinreichend
sonderpädagogisch gefördert werden können. 

(3) Vorübergehende schulersetzende Betreuung durch
Einrichtungen ist zulässig, wenn Schülerinnen und
Schüler zeitweise nicht am Unterricht ihrer Schule teil-
nehmen können. Diese Schüler und Schülerinnen gehören
weiterhin ihrer Stammschule an. 

(4) Die Feststellung von sonderpädagogischem Förderbe-
darf, die Anordnung sonderpädagogischer Förderung und
die Entscheidung über eine vorübergehende schulerset-
zende Betreuung erfolgen auf der Grundlage des Ergebnis-
ses eines sonderpädagogischen Überprüfungsverfahrens
nach Anhörung der Erziehungsberechtigten. Das Nähere
zum Verfahren der Feststellung des sonderpädagogischen
Förderbedarfs und zur Anordnung einer Betreuung, zu der
Art und Dauer der Betreuung sowie zu der Zusammenar-
beit von Schulen und Einrichtungen regelt der Senat
durch Rechtsverordnung.

(5) Integrationsklassen zur Aufnahme von Schülerinnen
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf
werden als Regelangebot in der Primarstufe und in der
Sekundarstufe I eingerichtet, wenn dafür örtlich die räum-
lichen, organisatorischen und personellen Voraussetzun-
gen gegeben sind. Die Entscheidung trifft die zuständige
Behörde. Entsprechende Anträge können von der Schul-
konferenz oder von der Mehrheit der Erziehungsberech-
tigten der zu einer Schule gehörenden Schülerinnen und
Schüler gestellt werden. Das Nähere über die Voraus-
setzungen und über das Aufnahmeverfahren regelt der
Senat durch Rechtsverordnung. 
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(6) Schülerinnen und Schüler, die wegen körperlicher,
geistiger oder seelischer Erkrankung auf längere Zeit
oder auf Dauer keine Schule besuchen können, werden
im Haus- und Krankenhausunterricht schulisch
betreut.“

9. § 15 wird wie folgt geändert:

9.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Gesamtschule umfasst die Jahrgangsstufen 5
bis 10. Sie kann die Vorstufe und die Studienstufe der
gymnasialen Oberstufe führen. Der Unterricht in der
Oberstufe kann auch in Zusammenarbeit zwischen
Schulen unterschiedlicher Schulformen durchgeführt
werden.“

9.2 In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Abschlüsse am Ende der Sekundarstufe I werden nach
erfolgreichen Prüfungen vergeben.“

9.3 Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Oberstufe an Gesamtschulen schließt mit der
Abiturprüfung ab. Mit dem erfolgreichen Abschluss
dieser Prüfung wird die allgemeine Hochschulreife
erworben; § 17 Absatz 4 gilt entsprechend. Darüber
hinaus können in der Studienstufe auch die schulischen
Voraussetzungen für die Fachhochschulreife erworben
werden.“

10. § 16 wird wie folgt geändert:

10.1 Die Absätze 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Hauptschule und Realschule bilden eine organisa-
torische Einheit. Aus Schulraumgründen und aus
Gründen der regionalen Versorgung können sie im
Ausnahmefall auch ohne organisatorische Verbindung
geführt werden.

(2) Die Beobachtungsstufe der Haupt- und Realschule
umfasst die Klassen 5 und 6. Sie ist eine pädagogische
Einheit. Sie bereitet auf den weiteren Bildungsweg vor
und entscheidet über die geeignete weiterführende
Schulform. Aus Schulraumgründen kann die Beobach-
tungsstufe der Haupt- und Realschule im Ausnahmefall
einer eigenständig geführten Grundschule oder einer
organisatorisch nicht verbundenen Hauptschule oder
Realschule angegliedert sein.

(3) Die Hauptschule vermittelt ihren Schülerinnen und
Schülern eine grundlegende allgemeine Bildung und
führt nach erfolgreicher Prüfung zum Hauptschul-
abschluss. Sie umfasst die Klassen 7 bis 9.

(4) Die Realschule vermittelt ihren Schülerinnen und
Schülern eine erweiterte allgemeine Bildung und führt
nach erfolgreicher Prüfung zum Realschulabschluss.
Sie umfasst die Klassen 7 bis 10.“

10.2 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Das Zeugnis der Realschule am Ende der Klasse 9
oder 10 ist dem Hauptschulabschluss gleichwertig,
wenn die für diesen Abschluss erforderliche Prüfung
bestanden wurde.“

11. § 17 wird wie folgt geändert:

11.1 Die Absätze 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Das achtstufige Gymnasium umfasst die Klassen 5
bis 12. Es ist in die zweijährige Beobachtungsstufe, die
Klassen 7 bis 10 der Mittelstufe sowie die zweijährige
Studienstufe der Oberstufe gegliedert. Die Einführung
in die Oberstufe beginnt in Klasse 10. Das sechsstufige
Gymnasium umfasst die Klassen 7 bis 12. 

(2) Die Beobachtungsstufe umfasst die Klassen 5 und 6
und ist eine pädagogische Einheit. Sie bereitet auf den
weiteren Besuch des Gymnasiums vor und ermöglicht
eine Entscheidung über die weiterführende Schulform.

(3) Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen
und Schülern eine vertiefte allgemeine Bildung und
ermöglicht ihnen entsprechend ihren Leistungen und
ihren Neigungen eine Schwerpunktbildung, die sie
befähigt, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungs-
weg an einer Hochschule oder in unmittelbar berufs-
qualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.

(4) In der Oberstufe werden die Schülerinnen und
Schüler in einem Kurssystem unterrichtet, in dem sie
nach ihren Interessen und ihren Neigungen durch
Wahl aus einem bestimmten Fächerangebot Schwer-
punkte in ihrer schulischen Bildung setzen. Die
Leistungen der Schülerinnen und Schüler werden
durch Noten bewertet, die in ein Punktsystem ein-
gehen, das Grundlage für die Feststellung der Gesamt-
qualifikation ist. Das Nähere regelt der Senat durch
Rechtsverordnung. Der Unterricht in der Oberstufe
kann in Zusammenarbeit zwischen Schulen unter-
schiedlicher Schulformen durchgeführt werden.“

11.2 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

11.2.1 Die Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„Das Gymnasium schließt mit der Abiturprüfung ab.
Mit dem erfolgreichen Abschluss dieser Prüfung wird
die allgemeine Hochschulreife erworben.“

11.2.2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„In der Studienstufe können die schulischen Vorausset-
zungen für die Fachhochschulreife vermittelt werden.“

11.2.3 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Mit erfolgreicher Prüfung am Ende der Klasse 10 wird
ein dem Realschulabschluss gleichwertiger Abschluss
erworben.“ 

11.2.4 Folgender Satz wird angefügt:

„Das Zeugnis der Klasse 9 ist dem Hauptschulabschluss
gleichwertig, wenn die Schülerin oder der Schüler in
die Klasse 10 versetzt ist oder der für den Hauptschul-
abschluss erforderliche Leistungsstand erreicht ist.“

12. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18

Aufbaugymnasium

(1) Das Aufbaugymnasium besteht in der Regel aus
Vorstufe und Studienstufe. In einem an einem Gymna-
sium angeschlossenen Aufbaugymnasium umfasst die
Studienstufe die Klassen 11 und 12, die Vorstufe wird in
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der Klasse 10 der Mittelstufe geführt; ihm können die
Klassen 8 bis 9 der Mittelstufe angegliedert sein. In
einem an einer Gesamtschule angeschlossenen Aufbau-
gymnasium umfasst die Studienstufe die Klassen 12
und 13, die Vorstufe die Klasse 11.

(2) Das Aufbaugymnasium vermittelt Schülerinnen
und Schülern mit Realschulabschluss oder einer gleich-
wertigen Vorbildung eine vertiefte allgemeine Bildung,
die sie befähigt, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren
Bildungsweg an einer Hochschule oder in unmittelbar
berufsqualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.
Schülerinnen und Schüler können in die Vorstufe des
Aufbaugymnasiums übergehen, wenn sie die Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Mitarbeit erfüllen. Unter
derselben Voraussetzung können Schülerinnen und
Schüler bereits nach dem Besuch der Klasse 8 der
Realschule in die Klasse 8 des Aufbaugymnasiums
übergehen. § 17 Absätze 4 und 5 gilt entsprechend.

(3) Das Aufbaugymnasium ist einem sechsstufigen
Gymnasium oder einer Gesamtschule mit Oberstufe
angegliedert. Es kann auch einem Gymnasium ange-
gliedert bleiben, das sich durch Neueinrichtung einer
Beobachtungsstufe und Nichteinrichtung von Ein-
gangsklassen des sechsstufigen Zuges schrittweise zu
einem achtstufigen Gymnasium entwickelt.“

13. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19

Sonderschule

(1) Sonderschulen sind entsprechend dem Förder-
bedarf ihrer Schülerinnen und Schüler in ihrer Arbeit
auf die Förderschwerpunkte Lern- und Leistungsver-
halten, Hören, Sehen, Sprache, emotionale und soziale
Entwicklung, geistige Entwicklung und körperliche
und motorische Entwicklung ausgerichtet. Im Rahmen
einer Sonderschule können mehrere Förderschwer-
punkte sowohl als organisatorische als auch als pädago-
gische Einheit geführt werden. Den Sonderschulen
kann ein Schulkindergarten angegliedert sein. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob im Einzelfall der
Besuch einer Sonderschule erforderlich ist und in
welchem Förderschwerpunkt und in welcher Schule die
Schülerin oder der Schüler am besten gefördert werden
kann, trifft die zuständige Behörde auf der Grundlage
des Ergebnisses eines sonderpädagogischen Überprü-
fungsverfahrens und nach Anhörung der Erziehungs-
berechtigten. Das Nähere zum Verfahren der Feststel-
lung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, über die
Voraussetzungen für die Aufnahme in eine Sonder-
schule und das dabei einzuhaltende Verfahren sowie
über die Festlegung der Bildungsabschlüsse, die in den
verschiedenen Sonderschulformen erworben werden
können, regelt der Senat durch Rechtsverordnung.“

14. § 20 erhält folgende Fassung:

„§ 20

Berufsschule

(1) Die Berufsschule vermittelt berufsbezogene und
berufsübergreifende Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten. Der berufsbezogene Unterricht ist mit der
betrieblichen und überbetrieblichen Ausbildung abzu-
stimmen. Dabei sind die Vorgaben zu beachten, die

Grundlage für die Anerkennung von Abschlüssen zwi-
schen den Ländern der Bundesrepublik Deutschland
sind. Der Unterricht in der Berufsschule wird in zusam-
menhängenden Abschnitten (Blöcken) oder in Teilzeit-
form erteilt. Die Schulen sind gehalten, die nähere Aus-
gestaltung der Organisationsformen des Unterrichts
und seine zeitliche Strukturierung mit den Aus-
bildungsbetrieben abzusprechen. Die nähere Ausgestal-
tung bedarf der Genehmigung der zuständigen
Behörde. 

(2) Die Abschlüsse der Berufsschule sowie ein im Ein-
zelfall von der zuständigen Behörde als gleichwertig
anerkannter Abschluss einer öffentlich geförderten Bil-
dungsmaßnahme entsprechen in ihren Berechtigungen
dem Hauptschulabschluss. Im Übrigen wird der
Abschluss der Berufsschule weiter gehenden Abschlüs-
sen der allgemeinbildenden Schulen gleichgestellt,
wenn der für diese Abschlüsse jeweils erforderliche
Leistungsstand erreicht worden ist; das Nähere regelt
der Senat durch Rechtsverordnung.“

15. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21

Berufsfachschule, Berufsvorbereitungsschule

(1) Die Berufsfachschule vermittelt berufsbezogene und
berufsübergreifende Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten mit dem Ziel, die Schülerinnen und
Schüler zu befähigen, einen anerkannten Ausbildungs-
beruf auszuüben oder einen Teil der Berufsausbildung
in einem oder mehreren anerkannten Ausbildungs-
berufen zu erwerben oder die Schülerinnen und Schüler
zu einem Berufsausbildungsabschluss zu führen, der
nur in Schulen erworben werden kann. Der Besuch der
Berufsfachschule dauert mindestens ein Jahr.

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung zu regeln, welche Berufsfachschulen welche
Berechtigungen vermitteln.

(3) Berufsschulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die
im allgemeinbildenden Schulwesen keinen Abschluss
erreicht haben, können in die in Vollzeitform geführte
einjährige Berufsvorbereitungsschule übergehen. Die
Berufsvorbereitungsschule vermittelt Schülerinnen
und Schülern grundlegende berufsbezogene und
berufsübergreifende Kompetenzen und befähigt sie, in
eine Berufsausbildung, in eine weiterführende Schule
oder in eine berufliche Erwerbstätigkeit einzutreten.
Schülerinnen und Schülern, deren Kenntnisse der
deutschen Sprache nicht ausreichen, um mit Aussicht
auf Erfolg am Unterricht teilzunehmen, vermittelt die
Berufsvorbereitungsschule die für einen weiteren
Schulbesuch notwendigen Sprachkompetenzen; sie
kann in diesem Fall abweichend von Satz 1 zwei Jahre
dauern. 

(4) Der Senat wird ermächtigt das Nähere zur Berufs-
vorbereitungsschule und deren Abschlüssen durch
Rechtsverordnung zu regeln. Dabei können für Schüle-
rinnen und Schüler mit Förderbedarf im Bereich der
geistigen und der körperlichen und motorischen Ent-
wicklung, deren gleichwertige Förderung nicht ander-
weitig gewährleistet ist und für die Aussichten auf
Übernahme in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis
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bestehen, Ausnahmen vom Erfordernis der Berufs-
schulpflicht und von der Dauer des Bildungsgangs
zugelassen werden.“

16. § 22 erhält folgende Fassung: 

„§ 22

Fachoberschule

(1) Die Fachoberschule führt Schülerinnen und Schüler
in einem einjährigen Bildungsgang zur Fachhoch-
schulreife. Zulassungsvoraussetzung ist der Realschul-
abschluss oder eine von der zuständigen Behörde als
gleichwertig anerkannte Vorbildung sowie eine min-
destens zweijährige einschlägige Berufsausbildung oder
eine dreijährige einschlägige Berufstätigkeit.

(2) In der Fachoberschule werden berufsbezogene und
berufsübergreifende Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten vermittelt; der Unterricht wird in Teilzeit-,
Block- oder Vollzeitform erteilt.“

17. § 23 wird wie folgt geändert: 

17.1 In Absatz 1 wird hinter dem Wort „Studienstufe“ die
Textstelle „; sie können auch eine Einführungsstufe
führen“ gestrichen. 

17.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Wirtschaftsgymnasium und das Technische
Gymnasium vermitteln Schülerinnen und Schülern mit
Realschulabschluss oder einer gleichwertigen Vorbil-
dung durch allgemeinbildende und berufsbezogene
Unterrichtsinhalte eine Bildung, die sie befähigt, ihren
Bildungsweg an einer Hochschule oder in unmittelbar
berufsqualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.
Schülerinnen und Schüler können in die Vorstufe des
Wirtschaftsgymnasiums oder des Technischen Gymna-
siums eintreten, wenn sie die Voraussetzungen für eine
erfolgreiche Mitarbeit in der gewählten Schulstufe
erfüllen. § 17 Absatz 4 und Absatz 5 Sätze 1 bis 3 gilt
entsprechend.“

18. In § 24 Absatz 1 wird das Wort „allgemeine“ ersetzt
durch das Wort „berufsübergreifende“.

19. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26

Hansa-Kolleg, Abendgymnasium

(1) Das Hansa-Kolleg führt Schülerinnen und Schüler,
die eine Berufsausbildung abgeschlossen haben oder
über eine mindestens dreijährige berufliche Erfahrung
verfügen, im Tagesunterricht zur allgemeinen Hoch-
schulreife. § 17 Absatz 4 und Absatz 5 Sätze 1 bis 3 gilt
entsprechend. Die Ausbildung dauert in der Regel drei
Jahre. Die Aufnahme ist vom Bestehen einer Prüfung
abhängig. Das Nähere regelt der Senat durch Rechts-
verordnung. 

(2) Das Abendgymnasium führt Berufstätige, die das
19. Lebensjahr vollendet und eine Berufsausbildung
abgeschlossen haben oder über eine mindestens drei-
jährige berufliche Erfahrung verfügen, im Abendunter-
richt zur allgemeinen Hochschulreife. Die zuständige
Behörde kann von der Berufstätigkeit während des
Besuchs des Abendgymnasiums befreien. Die Aus-
bildung umfasst die Vorstufe und die Studienstufe; ein

Vorbereitungsjahr kann vorangestellt werden. § 17
Absatz 4 und Absatz 5 Sätze 1 bis 3 gilt entsprechend.“

20. § 28 wird wie folgt geändert: 

20.1 In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: „Die von
einer Schülerin oder einem Schüler jeweils besuchte
Schule bleibt so lange als Stammschule für die Sicher-
stellung des regelmäßigen Schulbesuchs und für alle
sonstigen schulischen Belange verantwortlich, bis der
Wechsel in eine andere Schule tatsächlich erfolgt ist
oder die Schülerin oder der Schüler nach Erfüllung der
Schulpflicht aus dem staatlichen Schulsystem entlassen
worden ist.“

20.2 In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: „Über Aus-
nahmen im Zusammenhang mit einem Auslandsschul-
besuch entscheidet auf Antrag die zuständige Behörde.“

20.3 In Absatz 6 Satz 6 wird die Zahl „5“ ersetzt durch die
Zahl „6“.

21. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30

Lernmittel

(1) Schülerinnen und Schüler staatlicher Schulen erhal-
ten Bücher und Druckschriften, die im Unterricht und
bei der häuslichen Vor- und Nachbereitung des Unter-
richts verwendet werden (Schulbücher), Gegenstände,
die ausschließlich im Unterricht eingesetzt werden und
in der Schule verbleiben, sowie zur Unfallverhütung
vorgesehene Schutzkleidung. Lernmittel von geringem
Wert werden nicht gewährt. Ein Kostenbeitrag der
Erziehungsberechtigten oder der volljährigen Schüle-
rinnen und Schüler kann für Schulbücher sowie für
Gegenstände und Materialien erhoben werden, die im
Unterricht verarbeitet und danach von der Schülerin
oder dem Schüler verbraucht werden oder ihnen
verbleiben. 

(2) Näheres über die Vergabe der Lernmittel, über Art
und Umfang der Lernmittel von geringem Wert und
über die Höhe der Kostenbeiträge regelt der Senat
durch Rechtsverordnung. In der Rechtsverordnung
können unterschiedliche Regelungen nach den besuch-
ten Schulformen, Bildungsgängen und Klassenstufen,
nach der wirtschaftlichen Lage der Schülerinnen und
Schüler und ihrer Erziehungsberechtigten, sowie
danach getroffen werden, ob die Schülerinnen und
Schüler der Schulpflicht in Hamburg unterliegen.

(3) Soweit eine Rechtsverordnung nach Absatz 2
Kostenbeiträge für Schulbücher betrifft, bedarf es der
Zustimmung der Bürgerschaft.“

22. § 31 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Schule legt in der Hausordnung Näheres über
die Rechte und Pflichten der Schülerinnen und Schüler
sowie des pädagogischen und des nichtpädagogischen
Personals fest. Das Mitführen von Waffen, unerlaubten
Betäubungsmitteln im Sinne des Betäubungsmittel-
gesetzes in der Fassung vom 1. März 1994 (BGBl. I
S. 359), zuletzt geändert am 26. Juni 2002 (BGBl. I
S. 2261, 2263), in der jeweils geltenden Fassung, und das
Mitführen von alkoholischen Getränken ist an Schulen
und auf schulischen Veranstaltungen grundsätzlich
untersagt. Als Waffen im Sinne des Satzes 2 gelten dabei
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alle Waffen im Sinne des Waffengesetzes vom 11. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592) in der jeweils geltenden
Fassung, unabhängig von dort geregelten Einzelerlaub-
nissen oder von dortigen Regelungen, nach denen der
Umgang erlaubnisfrei gestellt ist, wie z. B. Reiz-
stoffsprühgeräte, sowie Gegenstände, die ihrer Art und
den Umständen nach als Angriffs- oder Verteidigungs-
mittel mitgeführt werden. Ausnahmen vom Verbot
alkoholischer Getränke im Einzelfall bedürfen der
Genehmigung der Schulleitung.“

23. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32

Informationsrechte der Erziehungsberechtigten 

und der Schülerinnen und Schüler

(1) Schülerinnen und Schüler und ihre Erziehungsbe-
rechtigten sind in allen wichtigen Schulangelegenhei-
ten zu informieren, unter anderem über 

1. Aufbau und Gliederung der Schule und der Bil-
dungsgänge,

2. die Stundentafel, die Bildungspläne, ihre Ziele,
Inhalte und Anforderungen,

3. die Grundzüge der Planung und Gestaltung des
Unterrichts,

4. die Kriterien der Leistungsbeurteilung einschließ-
lich der Versetzung und Kurseinstufung,

5. die Übergänge zwischen den Bildungsgängen,

6. die Abschlüsse und Berechtigungen einschließlich
der Zugänge zu den Berufen,

7. die Mitwirkungsmöglichkeiten von Schülerinnen
und Schülern sowie deren Eltern.

Die Information der Erziehungsberechtigten erfolgt in
der Regel auf Elternversammlungen und im Rahmen
von Elternabenden und Elternratssitzungen, die der
Schülerinnen und Schüler im Rahmen des Unterrichts.
Die Information soll frühestmöglich und in angemesse-
nem Umfang erfolgen. In Abstimmung mit der Lehre-
rin oder dem Lehrer und der Schulleitung können die
Erziehungsberechtigten in der Primarstufe und in der
Sekundarstufe I den Unterricht ihrer Kinder besuchen.

(2) Die Schulleitung sowie die Lehrkräfte informieren
und beraten die Erziehungsberechtigten und Schüle-
rinnen und Schüler in angemessenem Umfang

1. über die Lernentwicklung und über das Arbeits- und
Sozialverhalten der Schülerin oder des Schülers,

2. bei Problemen im Lern- und Leistungsverhalten
sowie bei sonstigen Verhaltensschwierigkeiten mit
dem Ziel der frühzeitigen Einleitung von Hilfemaß-
nahmen,

3. über die Leistungsbeurteilung einschließlich der
Versetzung und Kurseinstufung sowie 

4. bei der Wahl der Bildungsgänge sowie die daran
anschließenden Ausbildungswege und deren Anfor-
derungen an die Schülerinnen und Schüler.

(3) Die Erziehungsberechtigten sowie Schülerinnen
und Schüler haben das Recht, Akten der Schule, der
zuständigen Behörde, des Schulberatungsdienstes und
des Schulärztlichen Dienstes, in denen Daten über sie
enthalten sind, einzusehen. Die Einsichtnahme ist
unzulässig, soweit die Daten der Schülerinnen und

Schüler mit Daten Dritter derart verbunden sind, dass
die Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig
hohem Aufwand möglich ist. Der Senat wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen über
das Verfahren sowie darüber zu treffen, bis zu welchem
Alter und unter welchen Voraussetzungen minder-
jährige Schülerinnen und Schüler für eine Aktenein-
sicht der Zustimmung ihrer Erziehungsberechtigten
bedürfen. 

(4) Die Informationsrechte nach den Absätzen 1 und 2
stehen auch den früheren Erziehungsberechtigten
volljähriger Schülerinnen und Schüler zu, sofern die
Schülerin oder der Schüler dem nicht widersprochen
hat. Volljährige Schülerinnen und Schüler sind vor
einer Bekanntgabe von Daten zum Zwecke der Infor-
mation nach den Absätzen 1 und 2 durch die Schule auf
das Widerspruchsrecht in geeigneter Form hinzu-
weisen. Daten im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 2 des Ham-
burgischen Datenschutzgesetzes vom 5. Juli 1990
(HmbGVBl. S. 133, 165, 226), zuletzt geändert am
18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 216), dürfen auch im Rah-
men einer Information nach Satz 1 nur mit ausdrück-
licher Einwilligung der Schülerinnen und Schüler an
die früheren Erziehungsberechtigten weitergegeben
werden.“

24. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34

Schulärztliche, schulzahnärztliche,
schulpsychologische und sonderpädagogische

Untersuchungen

(1) Soweit zur Vorbereitung einer Entscheidung nach
diesem Gesetz im Einzelfall schulärztliche, schulpsy-
chologische und sonderpädagogische Untersuchungen
erforderlich werden, sind schulpflichtig werdende
Kinder sowie Schülerinnen und Schüler verpflichtet,
sich untersuchen zu lassen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und ihre Erzie-
hungsberechtigten haben die für diese Untersuchungen
erforderlichen Angaben zu machen. Die Beantwortung
von Fragen zum gesundheitlichen Zustand und zur
Vorgeschichte einschließlich der sich darauf beziehen-
den Angaben zur sozialen Situation ist freiwillig. Die
Betroffenen sind hierauf vor Beginn der Untersuchung
hinzuweisen sowie über den Zweck der Untersuchung
zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Besprechung
der Ergebnisse und zur Einsichtnahme in die Unter-
lagen gemäß § 32 Absatz 3 zu geben.

(3) Schülerinnen und Schüler werden schulärztlich
und schulzahnärztlich betreut, um gesundheitlichen
Gefährdungen vorzubeugen, bereits vorliegende
Erkrankungen und Behinderungen zu erkennen sowie
bei gesundheitlichen Beeinträchtigungen Hilfestellung
zu geben. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. Die
Erziehungsberechtigten werden über das Ergebnis aller
schulärztlichen Untersuchungen informiert und auf
notwendige oder empfehlenswerte Maßnahmen der
Gesundheitsförderung hingewiesen.

(4) Die schulärztliche Betreuung beginnt mit der ersten
schulärztlichen Untersuchung im Rahmen der Vor-
stellung bei der regional zuständigen Grundschule
gemäß § 42 Absatz 1. Zweck der ersten schulärztlichen
Untersuchung ist es, gesundheitliche Probleme bei
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Kindern, die eine erfolgreiche Teilnahme am Unter-
richt gefährden könnten, rechtzeitig zu erkennen und
für die betroffenen Kinder auf geeignete Maßnahmen
hinzuwirken. 

(5) Im zeitlichen Zusammenhang mit der Anmeldung
zur Grundschule gemäß § 42 Absatz 2 findet eine
Schuleingangsuntersuchung statt; Absatz 4 Satz 2 gilt
entsprechend. Hierbei sind, soweit vorhanden, das Vor-
sorgeheft der Kinderuntersuchungen nach § 26 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-
kenversicherung – (SGB V) vom 20. Dezember 1988
(BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert am 23. Dezem-
ber 2002 (BGBl. I S. 4637), in der jeweils geltenden
Fassung, und der Impfausweis vorzulegen. Absatz 2 gilt
entsprechend.

(6) Von der Verpflichtung zur Teilnahme an den Unter-
suchungen im Rahmen der schulärztlichen und schul-
zahnärztlichen Betreuung nach den Absätzen 3 und 4
kann bei Vorlage einer Bescheinigung über die letzte
altersgemäße ärztliche Vorsorgeuntersuchung im Vor-
sorgeheft der Kinderuntersuchungen nach § 26 SGB V
oder einer ärztlichen Bescheinigung über eine einschlä-
gige ärztliche Betreuung befreit werden. Über die
Durchführung solcher Untersuchungen sowie über die
Möglichkeiten der Befreiung von der Teilnahme sind
die Schülerinnen und Schüler und ihre Erziehungs-
berechtigten rechtzeitig zu unterrichten. Für die
Vorlage der zur Befreiung erforderlichen Unterlagen
nach Satz 1 kann die Schule eine Frist setzen.“

25. § 38 wird wie folgt geändert:

25.1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

25.1.1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die zuständige Behörde kann Kinder, die zwischen
dem 1. Januar und dem 30. Juni das 6. Lebensjahr
vollenden, unter Berücksichtigung ihrer geistigen, see-
lischen, körperlichen oder sprachlichen Entwicklung
auf Antrag der Erziehungsberechtigten oder auf Antrag
der Schule nach Anhörung der Erziehungsberechtigten
für ein Jahr vom Schulbesuch zurückstellen.“

25.1.2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Zurückgestellte Kinder werden in eine bestehende
Vorschulklasse aufgenommen.“

25.1.3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die zuständige Behörde kann in begründeten Aus-
nahmefällen genehmigen, dass zurückgestellte Kinder
stattdessen eine Kindertageseinrichtung besuchen;
dies gilt nicht in den Fällen einer Zurückstellung
aufgrund der sprachlichen Entwicklung eines Kindes
im Sinne des Satzes 1.“

25.2 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Kinder, die nach dem 30. Juni das 6. Lebensjahr voll-
enden, können unter Berücksichtigung ihres geistigen,
seelischen, körperlichen und sprachlichen Entwick-
lungsstandes auf Antrag der Erziehungsberechtigten zu
Beginn des Schuljahres in die Schule aufgenommen
werden.“

26. § 39 erhält folgende Fassung: 

„§ 39

Beginn und Dauer der Berufsschulpflicht

(1) Die Berufsschulpflicht beginnt nach Erfüllung der
Vollzeitschulpflicht mit dem Ausscheiden aus einer
Vollzeitschule oder mit dem Eintritt in ein Ausbil-
dungsverhältnis.

(2) Auszubildende, die in einem Ausbildungsverhältnis
im Sinne des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August
1969 (BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert am 23. Dezem-
ber 2002 (BGBl. I S. 4621, 4633), in der jeweils gelten-
den Fassung stehen, sind für die Dauer des Aus-
bildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. Dies gilt
auch für Jugendliche in Teilzeitformen von öffentlich
geförderten Bildungsmaßnahmen.

(3) Jugendliche, die nach der Erfüllung der Vollzeit-
schulpflicht weder eine weiterführende allgemeinbil-
dende Schule besuchen noch in ein Ausbildungsver-
hältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes eintreten
oder sich in einer von der zuständigen Behörde
anerkannten öffentlich geförderten Bildungsmaß-
nahme in Vollzeitform befinden, erfüllen die Berufs-
schulpflicht nach neunjährigem Vollzeitschulbesuch
durch den Besuch einer mindestens zweijährigen beruf-
lichen Vollzeitbildungsmaßnahme oder nach zehn-
jährigem Vollzeitschulbesuch durch den Besuch einer
mindestens einjährigen beruflichen Vollzeitbildungs-
maßnahme. 

(4) Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Umschulungs-
maßnahmen der Arbeitsverwaltung oder an Rehabilita-
tionsmaßnahmen der Rehabilitationsträger sowie
Personen, die sich extern auf eine Prüfung vor einer
zuständigen Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz
vorbereiten, sind für die Dauer der Maßnahmen zum
Besuch der Berufsschule berechtigt.

(5) Jugendliche, die eine Ausbildung im öffentlichen
Dienst oder eine dem Berufsschulunterricht entspre-
chende Ausbildung auf bundes- oder landesgesetz-
licher Grundlage erhalten, kann die zuständige
Behörde von der Berufsschulpflicht befreien.

(6) Die Berufsschulpflicht entfällt oder endet vorzeitig,
wenn die zuständige Behörde feststellt, dass die bis-
herige berufliche Ausbildung den weiteren Besuch der
Berufsschule oder einer beruflichen Vollzeitbildungs-
maßnahme entbehrlich macht.“ 

27. In § 40 Absatz 2 Satz 2 werden hinter dem Wort
„Bildungseinrichtung“ die Wörter “ oder einer Berufs-
tätigkeit oder in sonstigen begründeten Einzelfällen“
eingefügt.

28. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42

Einschulung, Übergänge, Umschulung

(1) Grundschülerinnen und Grundschüler sind von den
Erziehungsberechtigten nach öffentlicher Bekanntma-
chung zu Beginn des der Einschulung vorangehenden
Jahres in der regional zuständigen Grundschule vorzu-
stellen. Dabei ist der geistige, seelische, körperliche und
sprachliche Entwicklungsstand zu überprüfen. Für die
Überprüfung des Sprachstandes gelten § 34 Absätze 1
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und 2 entsprechend. Hierauf sowie auf bestehende För-
dermöglichkeiten und die Zurückstellungsmöglichkeit
nach § 38 Absatz 2 sind die Erziehungsberechtigten
hinzuweisen. 

(2) Grundschülerinnen und Grundschüler sind von den
Erziehungsberechtigten nach öffentlicher Bekanntma-
chung in der regional zuständigen Grundschule anzu-
melden; Absatz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. Auf
Antrag können Schülerinnen und Schüler in eine
andere als die regional zuständige Grundschule aufge-
nommen werden, sofern schulorganisatorische Belange
nicht entgegenstehen. Der Elternwille ist angemessen
zu berücksichtigen. Kinder aus dem Einzugsgebiet der
jeweiligen Schule sind vorrangig aufzunehmen. Die
Anmeldung von Schülerinnen und Schülern für die
Jahrgangsstufe 5 der weiterführenden Schulen erfolgt
in einer der im Anmeldeverzeichnis der zuständigen
Behörde aufgeführten Schulen; dabei ist den Erzie-
hungsberechtigten Gelegenheit zur Äußerung eines
Zweit- und Drittwunsches für den Fall zu geben, dass
eine Aufnahme in der erstgewünschten Schule nicht
möglich ist. Übersteigt die Zahl der Anmeldungen
für eine Schule deren Aufnahmefähigkeit nach § 87
Absatz 4 und stehen in einer anderen Schule der
gleichen Schulform in zumutbarer Entfernung Räume
zur Verfügung, sollen Schülerinnen und Schüler unter
Berücksichtigung des Zweit- und Drittwunsches sowie
altersangemessener Schulwege im erforderlichen
Umfang dort aufgenommen werden. Den Erziehungs-
berechtigten ist vorher Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. Die zuständige Behörde kann Schülerinnen
und Schüler nach Anhörung der Erziehungsberechtig-
ten aus schulorganisatorischen Gründen unter Berück-
sichtigung altersangemessener Schulwege in die gleiche
Klasse einer gleichartigen Schule umschulen.

(3) Die Erziehungsberechtigten entscheiden nach der
Schullaufbahnempfehlung der Grundschule und nach
eingehender fachlich-pädagogischer Beratung, welche
der Schulformen die Schülerin oder der Schüler im
Anschluss an die Grundschule besuchen soll. Sie
entscheiden ab Jahrgangsstufe 5 im Rahmen der der
Schülerin oder dem Schüler nach ihren oder seinen
Leistungen eröffneten Möglichkeiten und im Rahmen
der schulorganisatorischen Gegebenheiten über die
Übergänge von Schulstufe zu Schulstufe oder in eine
andere Schulform. 

(4) Für den Übergang einer Schülerin oder eines
Schülers von Jahrgangsstufe 5 in Jahrgangsstufe 6 der
Beobachtungsstufe des Gymnasiums ist erforderlich,
dass die Schülerin oder der Schüler nach ihren oder
seinen Leistungen und nach ihrer oder seiner
Leistungsentwicklung eine erfolgreiche Mitarbeit in
Jahrgangsstufe 6 erwarten lässt. Für den Übergang einer
Schülerin oder eines Schülers nach Abschluss der Be-
obachtungsstufe oder der Jahrgangsstufe 6 der koopera-
tiven Form der Gesamtschule in eine weiterführende
Schulstufe oder Schulform ist erforderlich, dass die
Schülerin oder der Schüler die Voraussetzungen für
eine erfolgreiche Mitarbeit in der gewählten Schulstufe
oder Schulform erfüllt. 

(5) Der Senat wird ermächtigt, das Verfahren, die
individuellen und organisatorischen Voraussetzungen
und den Zeitpunkt der Übergänge nach Absatz 3 Satz 2
und Absatz 4 durch Rechtsverordnung zu regeln.

(6) Zur Anmeldung und Aufnahme in eine Schule und
zur Beratung über ihren weiteren Ausbildungsgang
sind schulpflichtig werdende Kinder, Schülerinnen
und Schüler sowie ihre Erziehungsberechtigten ver-
pflichtet, sich bei der Schule vorzustellen. Sie haben die
für die Anmeldung und Aufnahme erforderlichen
Angaben zu machen und die Erfüllung der Anmelde-
und Aufnahmevoraussetzungen nachzuweisen. Die
Erziehungsberechtigten und die volljährigen Schüle-
rinnen und Schüler sind verpflichtet, der Stammschule
einen Wechsel der Hauptwohnung der Schülerinnen
und Schüler anzuzeigen.“

29. § 43 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

29.1 In Satz 2 Nummer 3 wird die Textstelle: „; für diese
Fälle sind vorab bis zu 15 vom Hundert der Plätze
vorzubehalten“ gestrichen.

29.2 In Satz 3 wird die Textstelle: „nach den Nummern 1 und
2“ gestrichen.

30. § 44 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Schülerinnen und Schüler erhalten am Ende
des Schuljahres, ab Klasse 3 auch zum Schulhalbjahr
sowie beim Verlassen der Schule ein Zeugnis, in dem
die im Unterricht erbrachten Leistungen und das
Arbeits- und Sozialverhalten bewertet und die erreich-
ten Abschlüsse beurkundet werden. Dabei werden in
den Klassen 1 und 2 Lernentwicklungsberichte
(Berichtszeugnisse) erteilt, in den Klassen 3 und 4
Noten mit ergänzenden Berichten und ab Klasse 5
Notenzeugnisse mit Bemerkungen zum Arbeits- und
Sozialverhalten. Das Nähere über Notenstufen, eine
entsprechende Punktewertung, Ausnahmen von der
Aufnahme von Bemerkungen zum Arbeits- und Sozial-
verhalten sowie über weitere Angaben im Zeugnis
regelt der Senat durch Rechtsverordnung. Dabei kann
abweichend von Sätzen 1 und 2 vorgesehen werden,
dass im Rahmen integrativer Maßnahmen nach § 12, 
in Sonderschulen, in der Gesamtschule besonderer 
Prägung und in einzelnen Bildungsgängen beruflicher
Schulen Lernentwicklungsberichte (Berichtszeug-
nisse) eine Bewertung durch Noten ersetzen oder er-
gänzen können. Lernentwicklungsberichte, die eine
Bewertung durch Noten ersetzen, müssen so gestaltet
sein, dass sie die Entscheidung über eine Versetzung
oder Umstufung begründen.“

31. § 46 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der erfolgreiche Abschluss der schulischen Ausbil-
dung wird durch ein Abschlussverfahren oder durch
eine Prüfung festgestellt, sofern im Einzelfall nichts
anderes bestimmt ist.“

32. § 49 erhält folgende Fassung:

„§ 49

Erziehungsmaßnahmen und Ordnungsmaßnahmen

(1) Die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauf-
trags der Schule ist durch Erziehungsmaßnahmen zu
gewährleisten. Erziehungsmaßnahmen sind insbeson-
dere dann zulässig, wenn Schülerinnen und Schüler die
Durchführung des Unterrichts beeinträchtigen oder in
anderer Weise ihre Pflichten verletzen. Sie können von
einzelnen Lehrkräften getroffen werden. Erziehungs-
maßnahmen sind in allen Schulformen insbesondere
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das erzieherische Gespräch mit der Schülerin oder dem
Schüler, gemeinsame Absprachen, die mündliche und
schriftliche Ermahnung, Einträge ins Klassenbuch,
kurzfristiger Ausschluss vom laufenden Unterricht bis
zum Schluss derselben Stunde oder desselben Tages, das
Nachholen schuldhaft versäumten Unterrichts nach
vorheriger Benachrichtigung der Erziehungsberechtig-
ten, die zeitweise Wegnahme von Gegenständen ein-
schließlich der dazu im Einzelfall erforderlichen Nach-
schau in der Kleidung oder in mitgeführten Sachen und
die Wiedergutmachung angerichteten Schadens. Wich-
tige Erziehungsmaßnahmen werden in der Schülerakte
dokumentiert. Soweit fortgesetzte Erziehungsschwie-
rigkeiten auftreten, ist die fördernde Beratung, Betreu-
ung und Hilfestellung durch die Beratungslehrerin
oder den Beratungslehrer, den Schulberatungsdienst
oder die Schulsozialbetreuung zu veranlassen. Sind von
Schülerinnen und Schülern an der Schule Handlungen
im Sinne strafrechtlicher Bestimmungen von einiger
Bedeutung begangen worden, informiert die Schul-
leitung die Polizei, sofern dem nicht gewichtige pädago-
gische Gründe im Einzelfall entgegenstehen.

(2) Die körperliche Züchtigung und andere entwür-
digende Erziehungsmaßnahmen sind verboten.

(3) In der Primarstufe können Schülerinnen und
Schüler zur Lösung von schwer wiegenden Erziehungs-
konflikten nach Anhörung der Erziehungsberechtigten

1. von einer Schulfahrt ausgeschlossen,

2. in eine Parallelklasse umgesetzt oder

3. in eine andere, in zumutbarer Entfernung erreich-
bare Schule überwiesen werden.

Vor einer Maßnahme nach Satz 1 Nummern 2 und 3 ist
eine schulpsychologische Stellungnahme einzuholen.
Absatz 6 Satz 1 gilt entsprechend.

(4) Soweit Maßnahmen nach Absatz 1 nicht zu einer
Konfliktlösung geführt haben, können in der Sekun-
darstufe I und II förmliche Ordnungsmaßnahmen
getroffen werden, wenn dies zur Sicherung der
Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der Schule oder
zum Schutz von beteiligten Personen erforderlich ist.
Ordnungsmaßnahmen sind

1. der schriftliche Verweis,

2. der Ausschluss vom Unterricht für einen bis
höchstens zehn Unterrichtstage oder von einer
Schulfahrt,

3. die Umsetzung in eine Parallelklasse oder eine
entsprechende organisatorische Gliederung,

4. die Androhung der Überweisung in eine andere
Schule mit dem gleichen Bildungsabschluss,

5. die Überweisung in eine andere Schule mit dem
gleichen Bildungsabschluss,

6. die Entlassung aus der allgemeinbildenden Schule,
soweit die Vollzeitschulpflicht erfüllt ist, und aus
den Bildungsgängen der beruflichen Schulen, soweit
die Berufsschulpflicht erfüllt ist. 

Maßnahmen nach Satz 2 Nummern 1 und 2 können mit
der Verpflichtung zur Erfüllung angemessener sozialer
Aufgaben für die Schule verknüpft werden. Die Maß-
nahmen nach Satz 2 Nummern 5 und 6 dürfen nur bei
schwerem oder wiederholtem Fehlverhalten der Schü-
lerin oder des Schülers angewandt werden. Die Entlas-

sung nach Satz 2 Nummer 6 kann auch erfolgen, wenn
die Schülerin oder der Schüler im Verlauf eines Monats
insgesamt 20 Unterrichtsstunden dem Unterricht
unentschuldigt ferngeblieben ist oder wenn durch ihre
oder seine wiederholte unentschuldigte Abwesenheit
bei Klassenarbeiten in mindestens zwei Unterrichts-
fächern keine Möglichkeit besteht, die schriftlichen
Leistungen zu bewerten. Die Schülerin oder der
Schüler ist auf diese Folge rechtzeitig hinzuweisen. 

(5) Vor einer Ordnungsmaßnahme sind die Schülerin
oder der Schüler und deren Erziehungsberechtigte zu
hören. Sie können dabei eine zur Schule gehörende
Person ihres Vertrauens beteiligen. 

(6) Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 4 Satz 2
Nummern 1 und 2 entscheidet die Klassenkonferenz,
über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 4 Satz 2 Num-
mern 3 und 4 die Lehrerkonferenz oder ein von ihr zu
wählender Ausschuss und über Ordnungsmaßnahmen
nach Absatz 4 Satz 2 Nummern 5 und 6 die zuständige
Behörde auf Antrag der Lehrerkonferenz oder eines von
ihr zu wählenden Ausschusses. Vor einer Ordnungs-
maßnahme nach Absatz 4 Satz 2 Nummern 5 und 6
kann eine schulpsychologische Stellungnahme einge-
holt werden; dies gilt nicht in den Fällen des Absatzes 4
Satz 5. Bei der Verhängung von Ordnungsmaßnahmen
nach Absatz 4 Satz 2 Nummern 5 und 6 prüft die zustän-
dige Behörde, ob eine Unterrichtung des Jugendamtes
geboten ist. Über die Verhängung von Ordnungsmaß-
nahmen sind die Erziehungsberechtigten, in den Fällen
einer Ordnungsmaßnahme nach Absatz 4 Satz 2 Num-
mern 5 und 6 auch die früheren Erziehungsberechtig-
ten volljähriger Schülerinnen und Schüler, zu unter-
richten. Die Unterrichtung unterbleibt, wenn die
volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler
widersprochen hat. Die volljährigen Schülerinnen und
Schüler sind vor einer Bekanntgabe von Daten zum
Zwecke der Information über Maßnahmen nach
Absatz 4 Nummern 5 und 6 durch die Schule auf das
Widerspruchsrecht in geeigneter Form hinzuweisen. 

(7) In dringenden Fällen ist die Schulleiterin oder der
Schulleiter befugt, die Schülerin oder den Schüler bis
zur Entscheidung vorläufig vom Schulbesuch zu
beurlauben, wenn auf andere Weise die Aufrechterhal-
tung eines geordneten Schullebens nicht gewährleistet
werden kann. Die Höchstdauer einer vorläufigen
Beurlaubung beträgt zehn Unterrichtstage. Wider-
spruch und Anfechtungsklage haben keine aufschie-
bende Wirkung.“

33. § 50 erhält folgende Fassung:

„§ 50

Schulische Selbstverwaltung

Bei der Verwirklichung des Bildungs- und Erziehungs-
auftrags ist die einzelne Schule im Rahmen der staat-
lichen Gesamtverantwortung verantwortlich für die
planmäßige Erteilung von Unterricht, die Erziehung
der Schülerinnen und Schüler und die Verwaltung und
Organisation ihrer inneren Angelegenheiten. Dabei
sollen die mit diesem Gesetz gegebenen Möglichkeiten
einer eigenständigen Gestaltung von Unterricht und
Schulleben aktiv genutzt werden.“
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34. In § 51 Absatz 1 wird das Komma am Ende des vor-
letzten Spiegelstriches durch einen Punkt ersetzt und
der letzte Spiegelstrich gestrichen. 

35. § 53 wird wie folgt geändert:

35.1 In Absatz 2 wird der Punkt am Ende der Nummer 4
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 5
angefügt: „5. auf Einrichtung einer Vorschulklasse.“

35.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Schulkonferenz entscheidet über 

1. die Hausordnung,

2. Grundsätze für Arbeitsgemeinschaften, Neigungs-
gruppen und Wahlangebote,

3. Grundsätze für die Mitwirkung von Eltern – in
beruflichen Schulen auch von ausbildenden Betrie-
ben – im Unterricht und bei sonstigen Veranstal-
tungen,

4. schulinterne Grundsätze für die Planung von Pro-
jektwochen und weiterer schulischer Veranstaltun-
gen sowie über Grundsätze für Angelegenheiten
der Schülerbetreuung,

5. Grundsätze für die Betätigung von Schülergruppen
in der Schule nach § 33 Absatz 2,

6. Grundsätze für die Überlassung von Räumen der
Schule an Lehrerinnen und Lehrer, Eltern und
Schülerinnen und Schüler der Schule für andere als
schulische Zwecke,

7. die Durchführung von Geldsammlungen unter
Schülerinnen und Schülern und Eltern,

8. die Form der Anhörung der Vertreterinnen und
Vertreter der Eltern und der Vertreterinnen und
Vertreter der Schülerinnen und Schüler vor der
abschließenden Beschlussfassung über die Zeug-
nisse nach § 62 Absatz 3,

9. Grundsätze für die Verwendung der Personal- und
Sachmittel, die der Schule zur eigenen Bewirtschaf-
tung zur Verfügung stehen, im Rahmen ihrer
Zweckbestimmung,

10. Grundsätze für soziale Maßnahmen nach § 49
Absatz 4 Satz 3.“

36. § 54 Satz 1 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. vor Einrichtung von Integrationsklassen nach § 12
Absatz 5,“.

37. § 55 Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Außerdem ist die gleiche Anzahl von Ersatzmit-
gliedern zu wählen.“

38. § 58 wird wie folgt geändert:

38.1 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Stimmberechtigt ist, wer an der Schule regelmäßig
mindestens sechs Wochenstunden selbständig Unter-
richt erteilt, das sonstige pädagogische Personal, soweit
es mit mindestens einem Viertel der Regelarbeitszeit an 

der Schule beschäftigt ist sowie die Schulleiterin als
Vorsitzende oder der Schulleiter als Vorsitzender.“

38.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die nicht der Lehrerkonferenz angehörenden
stimmberechtigten Mitglieder der Schulkonferenz
haben das Recht, an den Sitzungen der Lehrerkon-
ferenz mit beratender Stimme teilzunehmen, soweit
nicht Tagesordnungspunkte behandelt werden, die Per-
sonal- und Disziplinarangelegenheiten Einzelner
betreffen.“

39. § 61 erhält folgende Fassung:

„§ 61

Klassenkonferenz

(1) Soweit Schülerinnen und Schüler in Klassen unter-
richtet werden, sind Klassenkonferenzen zu bilden. Die
Klassenkonferenz berät über alle Angelegenheiten, die
für die gemeinsame Arbeit in der Klasse von wesent-
licher Bedeutung sind, insbesondere über die fachliche
und pädagogische Koordination der Fachlehrerinnen
und Fachlehrer und über Grundsätze für den Umfang
und die Verteilung der Hausaufgaben und der schrift-
lichen Arbeiten. Sie beschließt über Maßnahmen nach
§ 49 Absatz 4 Satz 2 Nummern 1 und 2 und über
Anträge auf weiter gehende Maßnahmen gemäß § 49
Absatz 4 Satz 2 Nummern 3, 4, 5 und 6. Die Klassen-
konferenz tagt mindestens zweimal im Schuljahr.

(2) Stimmberechtigte Mitglieder der Klassenkonferenz
sind

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter,

2. die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer,

3. alle Lehrerinnen und Lehrer, die Schülerinnen und
Schüler in der Klasse unterrichten,

4. die beiden Klassenelternvertreterinnen oder Klas-
senelternvertreter,

5. ab Jahrgangsstufe 5 die beiden Klassensprecherin-
nen oder Klassensprecher.

Den Vorsitz in der Klassenkonferenz hat die Klassen-
lehrerin oder der Klassenlehrer, bei Beratungen über
Ordnungsmaßnahmen die Schulleiterin oder der
Schulleiter. Die Sitzung ist nicht öffentlich. An der
Beratung und Beschlussfassung über Ordnungsmaß-
nahmen nehmen die Vertreterinnen und Vertreter der
Eltern und die Vertreterinnen und Vertreter der
Schülerinnen und Schüler teil, wenn die betroffene
Schülerin oder der betroffene Schüler und ihre oder
seine Erziehungsberechtigten dies wünschen und
schutzwürdige Interessen eines Dritten nicht entgegen-
stehen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
der Schulleiterin oder des Schulleiters.

(3) In Bereichen, in denen die Schülerinnen und
Schüler nicht in Klassen unterrichtet werden, nimmt
die Halbjahreskonferenz unter Mitwirkung der Schul-
stufensprecherinnen und Schulstufensprecher die
Aufgaben der Klassenkonferenz wahr. Für klassenüber-
greifende Angelegenheiten können mehrere Klassen-
konferenzen durch Beschluss der Schulkonferenz
zusammengelegt werden.“
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40. § 62 erhält folgende Fassung:

„§ 62

Zeugniskonferenz

(1) Aufgaben der Zeugniskonferenz sind die Beratung
und Beschlussfassung über

1. den Inhalt der Zeugnisse der Schülerinnen und
Schüler sowie

2. die erforderlichen Empfehlungen und Feststellun-
gen zur weiteren Schullaufbahn in der besuchten
Schule oder zum Übergang in eine andere Schulstufe
oder Schulform 

auf der Grundlage der Vorschläge der unterrichtenden
Lehrerinnen und Lehrer.

(2) Der Zeugniskonferenz gehören die Schulleiterin
oder der Schulleiter als Vorsitzende oder Vorsitzender
und die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte an.
Bei Entscheidungen über Angelegenheiten einzelner
Schülerinnen und Schüler sind nur die Lehrkräfte
stimmberechtigt, die sie unterrichtet haben.

(3) Den Vertreterinnen und Vertretern der Eltern und
den Vertreterinnen und Vertretern der Schülerinnen
und Schüler ist vor der abschließenden Beratung und
Beschlussfassung über die Zeugnisse Gelegenheit zur
Stellungnahme zu allgemeinen Fragen der Zeugnis-
erteilung und der Entwicklung des Leistungsstands der
Klasse zu geben.“

41. In § 63 Absatz 1 werden die Wörter „eines neuen
Schuljahres“ durch die Wörter „des Unterrichtes im
neuen Schuljahr“ ersetzt.

42. In § 64 Absatz 3 werden hinter dem Wort „Schulkon-
ferenz“ die Wörter „und im Kreisschülerrat“ eingefügt.

43. § 65 wird wie folgt geändert:

43.1 In Absatz 1 werden in Satz 1 das Wort „vier“ durch das
Wort „sechs“ ersetzt und Satz 3 gestrichen.

43.2 In Absatz 2 wird Satz 5 gestrichen.

44. § 75 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Kreiselternrat wird vom Vorstand einberufen.
Auf Verlangen eines Viertels der Mitglieder oder auf
Verlangen der zuständigen Behörde muss binnen zwei
Wochen eine Sitzung stattfinden. Die Sitzungen des
Kreiselternrats sind nicht öffentlich. Eine Vertreterin
oder ein Vertreter der zuständigen Behörde, die Ersatz-
mitglieder und Elternratsmitglieder des Schulkreises
sind zur Teilnahme berechtigt. Der Kreiselternrat kann
andere Personen zur Teilnahme an einzelnen Sitzungen
oder zu einzelnen Tagesordnungspunkten einladen. Er
kann in Ausnahmefällen ohne eine Vertreterin oder
einen Vertreter der zuständigen Behörde tagen.“

45. § 82 erhält folgende Fassung:

„§ 82

Lehrerkammer

(1) Die Kammer der Lehrerinnen und Lehrer (Lehrer-
kammer) besteht aus vierzig nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl für vier Jahre gewählten Mitgliedern. In
der Lehrerkammer sollen die Schulstufen und Schul-

formen sowie das pädagogische Personal aller Dienst-
stellen und Einrichtungen des für die Bildung verant-
wortlichen Amtes der zuständigen Behörde angemessen
vertreten sein.

(2) Wahlberechtigt und wählbar sind alle stimmberech-
tigten Mitglieder der Lehrerkonferenzen, für Personal-
vertretungszwecke freigestellte Lehrkräfte sowie das
pädagogische Personal aller Dienststellen und Einrich-
tungen des für die Bildung verantwortlichen Amtes der
zuständigen Behörde.

(3) Mitglieder der Lehrerkammer scheiden vorzeitig
aus ihrem Amt aus, sobald sie nicht mehr an einer
staatlichen Schule der Freien und Hansestadt Hamburg
oder in einer Dienststelle oder Einrichtung des für die
Bildung verantwortlichen Amtes der zuständigen
Behörde tätig sind.“

46. § 83 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Landesschulbeirat besteht aus

1. den Vorsitzenden der Lehrerkammer, der Eltern-
kammer und der Schülerkammer,

2. je einem Mitglied, das auf Vorschlag der Handels-
kammer Hamburg, der Handwerkskammer Ham-
burg, des Integrationsbeirates, des Senatskoordina-
tors für die Gleichstellung behinderter Menschen,
der Landesarbeitsgemeinschaft für Behinderte, des
Arbeitsamtes Hamburg, des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes Hamburg, der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft Hamburg, des Deutschen
Beamtenbundes Hamburg, der Universität Ham-
burg, der Technischen Universität Hamburg-Har-
burg, der Hochschule für angewandte Wissenschaf-
ten, der Evangelischen Kirche, der Katholischen
Kirche, der Jüdischen Gemeinde, des Rates der
islamischen Gemeinden und des Verbandes freier
Weltanschauungsgemeinschaften Hamburg e.V. von
der zuständigen Behörde auf vier Jahre berufen wird,

3. je zwei Mitgliedern, die von der Elternkammer, der
Lehrerkammer und der Schülerkammer aus deren
Mitte gewählt werden.“

47. § 87 wird wie folgt geändert: 

47.1 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „neunstufigen“ durch
das Wort „achtstufigen“ und das Wort „Orientierungs-
frequenz“ durch das Wort „Organisationsfrequenz“
ersetzt.

47.2 In Absatz 3 wird das Wort „Orientierungsfrequenz“
durch das Wort „Organisationsfrequenz“ ersetzt.

48. § 88 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, sich zur
Erhaltung und weiteren Entwicklung ihrer Unter-
richts- und Erziehungsfähigkeit in der unterrichts-
freien Zeit fortzubilden und dies nachzuweisen. Die
Fortbildung wird durch entsprechende Angebote der
zuständigen Behörde, die die Qualität von Unterricht
und Erziehung sichern, unterstützt.“

49. § 89 wird wie folgt geändert:

49.1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist Vor-
gesetzte oder Vorgesetzter aller an der Schule tätigen
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Personen. Sie oder er sorgt für die Einhaltung der
dienstlichen Pflichten und erteilt die dafür erforder-
lichen Weisungen. Die Weisungsbefugnis gegenüber
Lehramtsanwärterinnen und – anwärtern ist auf deren
Ausbildung an der Schule beschränkt. Die Schulleiterin
oder der Schulleiter ist verantwortlich für alle inner-
schulisch notwendigen Maßnahmen der Personalent-
wicklung, insbesondere in der Berufseingangsphase. Sie
oder er vertritt die Schule nach außen und übt das
Hausrecht aus. Das Hausrecht für die Unterrichts-
räume wird während der Unterrichtszeit von der jeweils
unterrichtenden Lehrkraft ausgeübt.“

49.2 In § 89 Absatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Schulpro-
gramms“ die Textstelle „sowie der Fortbildungsplanung
der Schule im Rahmen der Verpflichtung der Lehr-
kräfte zur Fortbildung gemäß § 88 Absatz 4“ eingefügt.

50. § 91 erhält folgende Fassung:

„§ 91

Eignung von Schulleiterinnen und Schulleitern

Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter wird von der
zuständigen Behörde nur bestellt, wer über die Ausbil-
dung für das Lehramt hinausgehende Kenntnisse und
Fähigkeiten erworben hat, die für die Leitung einer
Schule erforderlich sind. Dies sind insbesondere
Führungskompetenz, Teamfähigkeit, Konfliktfähig-
keit, Innovationsfähigkeit, Organisationskompetenz
sowie die Fähigkeit und Bereitschaft, mit schulischen
wie außerschulischen Gremien zusammenzuarbeiten
und schulische Aufgaben im Kontext bildungs-, sozial-
und gesellschaftspolitischer Entwicklungen wahrzu-
nehmen. Die Eignung kann auch im Rahmen von
Qualifizierungsmaßnahmen oder besonderen Auswahl-
verfahren nachgewiesen werden. Bewerberinnen und
Bewerber sollen sich insbesondere an einer anderen
Schule, an anderen Bildungseinrichtungen, in der
Verwaltung oder in der Wirtschaft bewährt haben und
nicht aus der betreffenden Schule kommen. Ausnah-
men können insbesondere zugelassen werden, wenn die
fachliche Aufgabenstellung der Schule dies erfordert.“

51. § 92 erhält folgende Fassung:

„§ 92

Öffentliche Ausschreibung und Findungsverfahren

(1) Die Besetzung von Schulleitungsstellen wird von
der zuständigen Behörde durch ein Findungsverfahren
vorbereitet. Neu zu besetzende Schulleitungsstellen
werden dazu unverzüglich ausgeschrieben.

(2) Die Durchführung des Findungsverfahrens obliegt
dem Findungsausschuss. Er besteht aus

1. einer Vertreterin oder einem Vertreter der zuständi-
gen Behörde als Vorsitzende oder Vorsitzender,

2. einer von der zuständigen Behörde berufenen Schul-
leiterin oder einem von der zuständigen Behörde
berufenen Schulleiter,

3. einem von der zuständigen Behörde berufenen,
nicht dieser Behörde angehörenden Mitglied,

4. einem von der Schulkonferenz aus ihrer Mitte
gewählten Mitglied aus der Gruppe der Schülerin-
nen und Schüler, das mindestens vierzehn Jahre alt
sein muss, oder der Gruppe der Eltern oder – bei

beruflichen Schulen – einem Mitglied des Schul-
beirats,

5. einem von der Lehrerkonferenz aus ihrer Mitte
gewählten Mitglied,

6. einem Mitglied des für die Schule zuständigen
Personalrats.

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der
Vorsitzenden oder des Vorsitzenden.

(3) Benennen die Schulkonferenz, die Lehrerkonferenz
oder der Personalrat nicht innerhalb von vier Wochen
nach entsprechender Aufforderung durch die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden ihre Vertreterinnen
oder Vertreter oder bleiben diese trotz ordnungs-
gemäßer Einladung der Sitzung fern, so entscheiden die
Vorsitzende oder der Vorsitzende und die erschienenen
Mitglieder allein.

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende lädt zu den
Sitzungen mit einer Frist von wenigstens einer Woche
ein. Die zuständige Behörde legt dem Findungs-
ausschuss die Bewerbungsunterlagen und die aktuellen
dienstlichen Beurteilungen der Bewerberinnen und
Bewerber vor. 

(5) Der Findungsausschuss schlägt der zuständigen
Behörde die Bewerberin oder den Bewerber für die
Bestellung zur Schulleiterin oder zum Schulleiter vor,
die oder den er für am besten geeignet hält. In begrün-
deten Ausnahmefällen können zwei Vorschläge erfol-
gen. Kommt der Findungsausschuss nicht innerhalb
von zwei Monaten seit seiner ersten Sitzung zu einem
Vorschlag, so entscheidet die zuständige Behörde
unmittelbar nach § 94.“

52. § 93 wird aufgehoben.

53. § 94 wird wie folgt geändert:

53.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Lehrerkonferenz, der Elternrat und die min-
destens vierzehn Jahre alten Mitglieder des Schülerra-
tes geben innerhalb von drei Wochen eine Stellung-
nahme zum Vorschlag des Findungsausschusses ab. Die
zuständige Behörde entscheidet unter Einbeziehung
dieser Stellungnahmen und wählt die am besten geeig-
nete Bewerberin oder den am besten geeigneten Bewer-
ber aus. Sie bestellt sie oder ihn für eine Bewährungszeit
von 18 Monaten vorläufig zur Schulleiterin oder zum
Schulleiter.“

53.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Schlägt der Findungsausschuss eine Bewerberin
oder einen Bewerber vor, die oder der sich bereits in
entsprechender Stellung in der zuständigen Behörde, in
der Lehreraus- und -fortbildung, an einer anderen
staatlichen Hamburger Schule oder im Auslands-
schuldienst bewährt hat, wird nach § 96 a verfahren.“

54. § 95 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wird die nach Absatz 2 eingesetzte Person vom
Findungsausschuss vorgeschlagen, so kann die zustän-
dige Behörde sofort das Verfahren zur endgültigen
Bestellung einleiten.“
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55. § 96 erhält folgende Fassung:

„§ 96

Funktionsstellen

(1) Die Bestimmungen der §§ 91 bis 94 finden bei der
Bestellung der stellvertretenden Schulleiterin oder des
stellvertretenden Schulleiters, der Didaktischen Leite-
rinnen und Didaktischen Leiter an Gesamtschulen, der
Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter sowie der
Koordinatorinnen und Koordinatoren, für die
besoldungsrechtlich besondere Ämter vorgesehen sind,
entsprechende Anwendung.

(2) Bei der Bestellung von Didaktischen Leiterinnen
und Didaktischen Leitern, Abteilungsleiterinnen und
Abteilungsleitern sowie Koordinatorinnen und Koor-
dinatoren nach Absatz 1 tritt im Findungsausschuss die
Schulleiterin oder der Schulleiter der jeweiligen Schule
an die Stelle des Mitglieds nach § 92 Absatz 2 Nummer
2. Auf ein Mitglied nach § 92 Absatz 2 Nummer 3 kann
verzichtet werden; die Entscheidung hierüber trifft die
oder der Vorsitzende.“

56. Hinter § 96 wird folgender § 96 a eingefügt:

„§ 96 a

Absehen von einem Findungsverfahren

Die Bestimmungen der §§ 92, 94 und 96 finden keine
Anwendung bei der Umsetzung einer Lehrkraft, die
sich in entsprechender Stellung in der zuständigen
Behörde, in der Lehreraus- und -fortbildung, an einer
anderen staatlichen Hamburger Schule oder im
Auslandsschuldienst bewährt hat. Die in § 94 Absatz 1
Satz 1 genannten Gremien erhalten vor der Besetzung
einer Schulleitungsstelle Gelegenheit zur Stellung-
nahme.“

57. § 100 erhält folgende Fassung:

„§ 100

Evaluation

(1) Das Maß und die Art und Weise, in dem die Kurse,
Klassen, Stufen und Schulen den Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag der Schule nach § 2 erfüllt haben, soll
nach dem Stand der empirischen Sozialwissenschaften
durch Maßnahmen der Evaluation ermittelt werden. 

(2) Evaluationen können von den Schulen für sich oder
einzelne Kurse, Klassen und Stufen, durch die zustän-
dige Behörde auch für eine Mehrzahl von Schulen oder
deren Stufen, Klassen und Kurse durchgeführt werden.
Bei der Konzeption, Durchführung und Auswertung
können sich die Schulen und die zuständige Behörde
Dritter bedienen.

(3) An Testverfahren und Unterrichtsbeobachtungen
müssen Schülerinnen und Schüler teilnehmen. Die
Teilnahme an weiteren Befragungen ist freiwillig.

(4) Vor der Durchführung einer Evaluation muss die
durchführende Stelle

1. den Kreis der einbezogenen Personen,

2. den Erhebungs- und Berichtszeitraum,

3. die Art der Testverfahren,

4. Zweck, Art und Umfang von Befragungen und
Beobachtungen,

5. die einzelnen Erhebungs- und Hilfsmerkmale bei
einer Befragung,

6. die Trennung und Löschung der Daten,

7. die verantwortliche Leiterin oder den verantwort-
lichen Leiter der Maßnahme 

schriftlich festlegen.

Schülerinnen und Schüler, Eltern minderjähriger
Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte sind recht-
zeitig vor Durchführung der Maßnahme schriftlich
über die vorstehenden Festlegungen sowie über ihre
Rechte und Pflichten nach Absatz 3 zu unterrichten.
Dies gilt auch für weitere Personen, die im Rahmen der
Evaluation befragt werden sollen. Führt die zuständige
Behörde Evaluationen durch, ist dem Hamburgischen
Datenschutzbeauftragten Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(5) Die zuständige Behörde kann die Durchführung
und Auswertung der Testverfahren an Dritte vergeben,
soweit sichergestellt ist, dass die dabei erlangten Kennt-
nisse über Betroffene nicht für andere Zwecke ver-
wendet werden und die Pflichten aus §§ 6 und 7 des
Hamburgischen Statistikgesetzes vom 19. März 1991
(HmbGVBl. S. 79, 474) eingehalten werden. Für die
Auftragsvergabe gilt § 5 Absatz 2 des Hamburgischen
Statistikgesetzes sinngemäß.“

58. § 104 wird wie folgt geändert:

58.1 In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Im Übrigen kann ein Mitglied der Elternkammer auf
deren Antrag mit der Mehrheit von drei Vierteln der
stimmberechtigten Mitglieder des entsendenden Kreis-
elternrates abgewählt werden.“

58.2 In Absatz 3 Satz 2 wird hinter dem Wort „wählen“ die
Textstelle „; Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend“ ein-
gefügt. 

Artikel 2

Schlussbestimmungen

§ 1

In-Kraft-Treten

(1) Artikel 1 Nummern 9.2, 10.2, 11.2.2 und 31 tritt am
1. August 2004 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummern 25.1.1 und 25.1.3 sowie 25.2 tritt am
1. Januar 2005 in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummern 8, 11.1, 13 bis 15, 19, 21, 23, 28, 30
und 31 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft, soweit mit
ihnen in § 12 Absätze 4 und 5, § 17 Absatz 4, § 19 Absatz 2, § 20
Absatz 2, § 21 Absätze 2 und 4, § 26 Absatz 1, § 32 Absatz 3, § 42
Absatz 5, § 44 Absatz 1 sowie § 46 der Senat zum Erlass von
Rechtsverordnungen ermächtigt wird.

(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. August 2003 in
Kraft. 
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§ 2
Übergangsvorschriften

(1) § 17 Absatz 5 Satz 1 in der bis zum 31. Juli 2003 gelten-
den Fassung ist bis zum 31. Juli 2004 anzuwenden. 

(2) Auf Schülerinnen und Schüler, die bis zum 1. August
2001 in das neunstufige Gymnasium oder bis zum 1. August
2003 in das siebenstufige Gymnasium eingetreten sind, findet

bis zum 31. Juli 2010 § 17 in der bis zum 31. Juli 2003 geltenden
Fassung Anwendung. Dies gilt nicht im Falle eines Rücktritts,
einer Nichtversetzung oder einer Klassenwiederholung. 

(3) Auf Schülerinnen und Schüler, die bis zum 1. August
2005 in die neunte Klasse des Aufbaugymnasiums eingetreten
sind, findet bis zum 31. Juli 2008 § 18 in der bis zum 31. Juli
2003 geltenden Fassung Anwendung.

Ausgefertigt Hamburg, den 27. Juni 2003.

Der Senat
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